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für die Wiederaufbauzeit allein mögliche gesell­
schaftliche Prinzip zugrunde. Er erblickt in der 
Durchführung und dem Gelingen dieses Werkes 
eine Lebensfrage für das deutsche Volk und will 
daher mit harter Strafe jeden Übeltäter treffen, 
der es unternimmt, dieses Werk in böswilliger 
Absicht zu stören oder zu vereiteln. Dabei hält er, 
insofern er für die schwersten Fälle die Todesstrafe 
androht, im übrigen aber einen weitgespannten 
Strafrahmen von der kürzesten Freiheitsstrafe bis 
zur Höchstgrenze von 15 Jahren vorsieht, am 
Gedanken der Vergeltungsstrafe fest, die das 
„Strafübel“ nach der Schwere der Tat und ihrer 
Folgen bemessen zu sehen wünscht, und beruht 
zugleich auf der Überzeugung von der allgemein 
abschreckenden Wirkung schwerer und schwerster 
Strafen. Man wird dieser einen Grundrichtung des 
Befehls, sofern sich die Gerichte bei seiner Durch­
führung von Affekt und Sentiment freihalten, vom 
Standpunkt der Praxis aus im wesentlichen zu­
stimmen können. Denn man darf nicht verkennen, 
daß die Tendenz des Befehls insoweit von der 
allgemeinen Volksanschauung getragen wird, deren 
Richtigkeit von der Lebenserfahrung zumindest 
nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden kann.

„Ein Richter, der nicht strafen kann, 
gesellt sich endlich zum Verbrecher.“

So läßt der alte Goethe an bedeutsamer Stelle 
seines Faust den Kanzler sprechen als den Reprä­
sentanten einer Rechtsordnung, deren Nichtaner­
kennung und Bekämpfung eine Welt des Unheils, 
der Übel und Irrtümer heraufbeschworen hatte.

Aber auch wer, wie der Verfasser, sich als über­
zeugter Anhänger der Zweckstrafe in Gestalt einer 
Verbindung des Strafrechts mit sozialpolitischen 
vorbeugenden Maßnahmen bekennt und im Straf­
vollzüge den Erziehungsgedanken durchaus in den 
Vordergrund gestellt zu sehen wünscht, wird die 
Strafbestimmungen des Befehls Nr. 160 gutheißen 
können, denn sie enthalten nach der negativen wie 
der positiven Seite hin zwei wesentliche Momente, 
die den Befehl als begrüßenswertes Zeugnis moder­
ner strafrechtlicher Anschauung kennzeichnen.

Der Befehl unterläßt es nämlich nicht nur, den 
vorgesehenen Hauptstrafen die Verhängung von 
Ehrenstrafen hinzuzufügen, sondern er ersetzt auch, 
obwohl er die betroffenen Straftaten klar und 
deutlich als schwere Verbrechen brandmarkt, die 
dem deutschen Strafrechte noch immer eigentüm­
liche Zweiteilung von Zuchthaus und Gefängnis 
durch eine Einheitsstrafe. Wenn der Übersetzer des 
Befehls diese in Anlehnung an unser Strafsystem 
als Gefängnisstrafe gedeutet hat, so ist das insofern 
zwar richtig, als damit der entehrende Charakter 
der Zuchthausstrafe ausgeschaltet wird, anderer­
seits aber insofern wieder ungenau, als wir unter 
Gefängnis die Einsperrung hinter Schloß und 
Riegel verstehen, während im Russischen der Ton 
wohl mehr auf der Freiheitsentziehung ruht, deren 
Vollzug den Weg zu einer sozialen und erziehlichen 
Beeinflussung des Täters eröffnen soll und eröffnet.

Damit entscheidet der Gesetzgeber auf dem 
Gebiete der von seinem Befehl betroffenen Wirt­
schaftsverbrechen zwei Fragen, deren grundlegende 
Bedeutung für die künftige Gestaltung des deut­
schen Strafrechts sich ohne weiteres aufdrängt, 
nämlich die Frage der Beibehaltung der Ehren­
strafen überhaupt und der Zuchthausstrafe als der 
eigentlich entehrenden Verbreehensstrafe im beson­
deren. Zweck der vorliegenden Untersuchung ist 
nun weniger, schon jetzt eine abschließende Klärung 
dieser Fragen für sich in Anspruch zu nehmen, als 
vielmehr die Diskussion darüber unter Anknüpfung 
der Fäden zur deutschen Strafrechtswissenschaft 
der Vorhitlerzeit wieder zu eröffnen.

Die Erörterung dieser Probleme, namentlich der 
etwaigen Einführung einer Freiheitstrafe, reicht zeit­
lich bereits weit in die Vergangenheit zurück1).

Als Vertreter der klassischen Schule setzt sich 
Adolf W a c h 1  2 )  trotz seines entschiedenen Bekennt­
nisses zum Fortschritt in der Reinigung und Ver­
tiefung der sittlichen Gesamterkenntnis der Welt 
mit großer Entschiedenheit für die Beibehaltung der 
Zuchthausstrafe als der eigentlich entehrenden Ver­
brechensstrafe ein und verlangt, sie dadurch scharf 
von der Gefängnisstrafe zu scheiden. Er tut das 
in bewußter Ablehnung einer von ihm beobachteten 
Neigung zur Vereinfachung des Strafen systems und 
zur Einschränkung der Ehrenstrafen, die er beson­
ders im Kreise der Strafanstaltsbeamten vertreten 
findet. Unter nachdrücklicher Berufung auf die 
vom Volke geforderte Aufrechterhaltung der Heilig­
keit des Gesetzes, der Wahrung des öffentlichen Ge­
wissens, des gerechten Werturteils über die Tat, ver­
langt er, daß die ehrlose gemeine Handlung in ent­
ehrender Strafe ihre Vergeltung empfange und 
nicht der ehrlose Wicht mit dem aus besseren Mo­
tiven Handelnden auf die gleiche Stufe gestellt 
werde.

Bemerkenswerterweise tritt ihm in dieser Frage 
der Begründer der modernen Strafrechtsschule, 
Franz von L i s z t ,  mit folgenden Darlegungen 
zur Seite: „Wollten wir Totschlag, Notzucht, Brand­
stiftung, Raub mit derselben Strafe belegen, mit 
welcher wir Beleidigung, Hausfriedenbruch, Sach­
beschädigung bedrohen, so würden wir das Rechts­
bewußtsein unserer Bevölkerung aufs tiefste er­
schüttern. Wir haben es ja unzweifelhaft bereits 
getan, indem wir den Unterschied zwischen Zucht­
haus und Gefängnis, welchen das Gesetz verlangt, 
in der tatsächlichen Handhabung so gut wie gänz­
lich verwischen und an seine Stelle den Unterschied 
der Strafanstalten setzten. Der unserem heutigen 
Recht verlorengegangene Unterschied von Gefäng­
nis und Zuchthaus muß wieder belebt und soweit 
wie irgendmöglich vertieft werden. Darin erblicke 
ich eine der wichtigsten und dringlichsten Forde­
rungen der Kriminalpolitik3).“

Im gleichen Geiste verlangt auch G o l d -  
S c h m i d t 4 )  die Festhaltung und sogar wesent­
liche Vertiefung des Unterschieds der genannten bei­
den Freiheitsstrafen unter Berufung auf die „neuer­
dings fast einhellige Ansicht der deutschen Schrift­
steller“, von denen er als abweichender Meinung nur 
eine einzige Stimme anführt. Auch Goldschmidt 
mißbilligt mit Entschiedenheit die Tendenz einer 
„Unifikation der Freiheitsstrafen“, wie sie im fran­
zösischen Entwurf (1893), in den Gesetzbüchern 
Italiens (1889), der Niederlande (1881), oder auch 
noch in denen Norwegens (1902) und Japans (1907) 
zutage trete. Soweit es sich allerdings um einen 
zu Gefängnis verurteilten Übeltäter handelt, möchte 
Liszt von der Aberkennung der bürgerlichen Ehren­
rechte gänzlich absehen, weil man dem Gefängnis­
sträfling gegenüber immer noch Besserung zu erhof­
fen und zu erstreben habe, was durch die Aberken­
nung der Ehrenrechte gefährdet würde5).

Auf dem Zehnten internationalen Strafrechts- und 
Gefängniskongreß, der im Jahre 1930 in Prag statt­
fand, war der Ersten Sektion die Behandlung der 
Frage zugeteilt: „Sind die verschiedenen Arten der

1) Vgl. den Literaturnachweis bei Wach, Die Reform der 
Freiheitsstrafe, 1890, S. 63, Note 13.

2) Vgl. die in Anm. i) angeführte Schrift, S. 12/13.
3) Siehe Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 

Band X, S. 59.
4) Vergleichende Darstellung des deutschen und auslän­

dischen Strafrechts, Berlin 1908, Band IV des allgemeinen 
Teils, S. 353.

5) Siehe Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 
Band X, S. 62 ff.
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